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Hamburgs Senat strebt 
einen Ausbau der Zu-
sammenarbeit mit der 

Fraunhofer-Gesellschaft zur 
Förderung der angewandten 
Forschung e. V. an. Ein Antrag 
von SPD, Grünen, CDU und 
FDP wurde am vergangenen 
Mittwoch in der Bürgerschaft 
diskutiert und beschlossen. 
Was kritisieren Sie 
daran?

Die Forschung wird 
immer weiter an Ein-
richtungen außerhalb 
der staatlichen Hoch-
schulen ausgelagert. 
Das muss aufhören. 
Statt dessen fordern 
wir eine ausreichende 
Grundfinanzierung 
von Forschung und 
Lehre. Dann könnten 
die Hochschulen un-
abhängig werden von 
Drittmitteln; mit einer 
Zivilklausel könnten 
sie sich gegen militärische For-
schung wehren.

Wie sieht die jetzt beschlossene 
Entwicklungsstrategie aus?

Die Strategie ist stark wirtschaftso-
rientiert und darüber hinaus unspe-
zifisch. So ist durch den Beschluss 
nicht gesichert, dass der Fraunho-
fer-Verbund Verteidigungs- und 
Sicherheitsforschung, kurz VVS 
genannt, nicht zukünftig die For-
schung in Hamburg mitkoordiniert 
oder zumindest stark von ihr pro-
fitiert. Er ist einer von sieben Ver-
bünden unter dem Dach der Gesell-
schaft.

Deshalb forderten wir, dass die 
Schwerpunkte der Weiterentwick-
lung ausschließlich im Bereich der 
zivilen Forschung liegen sollten. 
Und zwar außerhalb der Vorga-
ben des VVS und auch nicht in 
Zusammenarbeit mit ihm. Zudem 
sollte eine weitergehende Zusam-
menarbeit und Förderung der in 
Hamburg ansässigen Fraunhofer-
Institute von einer Zivilklausel der 
Einrichtungen abhängig gemacht 
werden.

Die Abgeordneten von SPD 
und Grünen argumentierten, 
dass die derzeit in Hamburg 
ansässigen Fraunhofer-Ein-
richtungen lediglich zivile For-
schung betreiben.

Wenn dem so wäre, hätten sie sich 
gemäß unseres Antrags auf eine 
friedliche Ausrichtung festlegen 
können. Bereits jetzt wird aber For-
schung betrieben, die auch vom Mi-
litär und von Rüstungsbetrieben ge-
fragt ist. Unter dem Label MUNIN 
wurden unter Leitung des Fraunho-
fer-Centers für Maritime Logistik 
und Dienstleistungen unbemannte 
Schiffsdrohnen und Strukturen zu 

deren Nutzung erforscht. Vorgeb-
lich geschah das für die zivile Nut-
zung. Beteiligt war aber unter ande-
rem das norwegische Unternehmen 
Aptomar, das einen militärischen 
Bereich hat.

Wird die Wissenschaft immer 
weiter in Richtung militärische 
Forschung gedrängt? 

Seit 2010 gingen etwa 90 Prozent 
der Aufträge des Bun-
d e sve r t e i d ig u ngs -
ministeriums an au-
ßerhochschul ische 
Forschungseinrichtun-
gen – und davon wie-
derum 95 Prozent an 
Institute der Fraunho-
fer-Gesellschaft. Ei-
nige Institute der Ge-
sellschaft erhalten ihre 
Sockelfinanzierung 
vom Bundesverteidi-
gungsminister ium. 
Für den Ausbau von 
Standorten gibt die 
Fraunhofer- Gesell-

schaft aber meist regelrechte Kne-
belverträge vor. Bundesländer und 
Hochschulen geben im Rahmen 
einer Zusammenarbeit meist alle 
strategischen Steuerungsmöglich-
keiten ab. Zudem gehen sämtliche 
Patente, die der Forschung von mit 
Fraunhofer zusammenarbeitenden 
Hochschulen entspringen, direkt an 
die Fraunhofer-Gesellschaft.

Wird unter dem Dach der Ge-
sellschaft stattfindende zivile 
Forschung direkt militärisch 
nutzbar?

Der VVS kann die Ergebnisse der 
Forschung aus den sechs zivilen 
Verbünden sicherlich direkt nutzen, 
da sie alle Teile der Fraunhofer-
Gesellschaft sind. In der Debatte 
um Militärforschung spielt in den 
letzten Jahren der Begriff »Dual 
Use« eine große Rolle. Forschungs-
ergebnisse sind überwiegend so-
wohl zivil als auch militärisch an-
wendbar. Die positive Bezugnahme 
auf dieses »Dual Use« oder den 
doppelten Nutzen verfolgt meist 
taktische Zwecke. Die militärische 
Nutzbarkeit ziviler Forschung soll 
als unbeabsichtigt oder unvermeid-
lich dargestellt werden. Versuche, 
militärische Interessen aus der zi-
vilen Forschung auszuschließen, 
sollen so als nicht realisierbar zu-
rückgewiesen werden.

Die Grundlagenforschung, die 
die Fraunhofer-Gesellschaft be-
treibt, läge deshalb in »friedliche-
ren Händen«, wenn sie in der Ver-
antwortung der Bundesländer und 
von Hochschulen mit Zivilklauseln 
bliebe. Das gilt für Hamburg insbe-
sondere in Anbetracht des geplan-
ten Kriegsschiffbaus bei der Werft 
Blohm und Voss.

 Interview: Kristian Stemmler

Turin: Ermittlungen  
nach Massenpanik
Turin. Nach einer Massenpanik wäh-
rend der öffentlichen Liveübertragung 
des Champions-League-Finales am 
Samstag in Turin suchen die Behörden 
nach den Verantwortlichen. Die Poli-
zei vernahm am Montag zwei verdäch-
tigte Jugendliche. Laut einem Bericht 
der Nachrichtenagentur SID wurden 
sie jedoch wieder auf freien Fuß ge-
setzt. Bei der Panik waren mehr als 
1.500 Menschen verletzt worden, drei 
davon schwer. Nach der Explosion von 
Feuerwerkskörpern und Rufen, dass 
eine Bombe hochgegangen sei, ver-
suchten die Menschen zu fliehen. Im 
Gedränge stürzten viele zu Boden und 
wurden niedergetrampelt.  (AFP/jW)

Australien: Polizei  
tötet Geiselnehmer
Sydney. Am Montag stürmten Polizi-
sten ein Gebäude in einem Vorort der 
australischen Metropole Melbourne 
und erschossen einen Mann, der ei-

ne Frau in seiner Gewalt hatte. Laut 
Polizeiangaben wurden drei Beamte 
verletzt. Ausgelöst wurde der Einsatz 
durch Berichte über eine Explosion in 
der Wohnung. Im Eingangsbereich ent-
deckten Beamte die Leiche eines Man-
nes. Daraufhin wurde das Gebäude ge-
stürmt. Die Behörden schlossen einen 
terroristischen Hintergrund nicht aus. 
 (AFP/jW)

Wieder Flugausfälle  
bei Air Berlin
Berlin. Passagiere der angeschlage-
nen Fluggesellschaft Air Berlin wa-
ren auch am Pfingstwochenende von 
Flugausfällen und Verspätungen be-
troffen. Allein am Montag seien sie-
ben Flüge gestrichen worden, sagte 
ein Sprecher.

Am Sonnabend und Sonntag seien 
insgesamt 19 Flüge ausgefallen, die 
meisten davon Inlandsflüge. Insge-
samt sei der Flugplan jedoch über das 
verlängerte Wochenende deutlich sta-
biler gewesen als in den Vorwochen 
und an Ostern, so der Sprecher am 

Montag. Die Airline kämpft bereits 
seit Wochen mit Problemen. Als Grün-
de für die Ausfälle nennt sie Engpässe 
bei Crews und Flugzeugen.  (dpa/jW)

»Genetisches Phantombild« 
kommt
Berlin. Bundesinnenminister Thomas 
de Maizière (CDU) will einem Me-
dienbericht zufolge das sogenannte 
genetische Phantombild als Beweis-
mittel in Strafverfahren zulassen. Das 
gehe aus einer Beschlussvorlage zur 
Innenministerkonferenz Mitte Juni in 
Dresden hervor, schreibt das Redak-
tionsnetzwerk Deutschland (RND). 
Demnach sollen Ermittler künftig 
DNA-Proben aus Speichel, Blut oder 
Haaren auch zur Vorhersage des äu-
ßeren Erscheinungsbildes, der biogeo-
graphischen Herkunft sowie des Al-
ters einer Person heranziehen dürfen. 
Damit soll der Kreis potentieller Ver-
dächtiger künftig besser eingegrenzt 
werden können, um »zielgerichtete 
Ermittlungen beziehungsweise Fahn-
dungen« zu ermöglichen.  (dpa/jW)

NACHRICHTEN

Mehrere tausend Menschen haben am Samstag in Karlsruhe gegen den 

neofaschistischen »Tag der deutschen Zukunft« protestiert. Auch örtliche Gastronomen zeigten ihre Sympathie für die 

überwiegend friedlichen Gegendemonstranten. Dem Aufruf der Partei »Die Rechte« waren nur rund 300 Personen gefolgt. 

Mehr als 3.000 Polizisten waren mit Wasserwerfer und Reiterstaffel vor Ort. 19 Personen, darunter nur drei aus der rechten 

Szene, wurden vorübergehend festgenommen. Vorwürfe: Körperverletzung, Beleidigung, Sachbeschädigung, Widerstand 

gegen Beamte, Verstoß gegen das Vermummungsverbot und Landfriedensbruch.  (dpa/jW)

Erdogan düpiert Gabriel
Kein Besuchsrecht für Parlamentarier auf türkischem Bundeswehr-Stützpunkt

Wieder ist ein »Ultimatum« 
der Bundesregierung an 
den NATO-Partner Türkei 

verstrichen, wieder drohen Spitzenpo-
litiker der Koalition aus Unionspar-
teien und SPD mit Abzug der Bun-
deswehr: Am Pfingstmontag musste 
Außenminister Sigmar Gabriel (SPD) 
das Scheitern einer Reise nach Ankara 
eingestehen. Dort hatte er durchsetzen 
wollen, dass Bundestagsabgeordnete 
die auf dem Luftwaffenstützpunkt In-
cirlik stationierten deutschen Soldaten 
besuchen können. »Mein türkischer 
Kollege hat mir erklärt, dass in der 
aktuellen Situation für die Türkei nicht 
die Möglichkeit besteht, jetzt Besuche 
jedes deutschen Parlamentariers in In-
cirlik zu ermöglichen – und zwar aus 
innenpolitischen Gründen«, räumte 
Gabriel am Montag nach einem Tref-

fen mit dem türkischen Außenminister 
Mevlüt Cavusoglu ein.

Die Bundeswehr sei eine Parla-
mentsarmee, sagte Gabriel. Der Bun-
destag entscheide über die Einsätze 
der Soldaten. Er bitte die türkische 
Seite um Verständnis, dass »wir aus 
innenpolitischen Gründen dann die 
Soldaten aus Incirlik werden verlegen 
müssen«.

Nach der Annahme einer Resolution 
durch den Bundestag im Juni 2016, mit 
der die Verbrechen des Osmanischen 
Reiches im Ersten Weltkrieg an den 
Armeniern als Völkermord eingestuft 
wurden, hatte die türkische Regierung 
die Einreise deutscher Parlamentarier 
beschränkt. Seitdem wird regelmäßig 
mit Abzug kokettiert: »Wenn der Be-
such bei den Soldaten nicht möglich 
gemacht wird, ist eine Verlängerung 

des Mandats ausgeschlossen«, hatte 
der SPD-Verteidigungsexperte Rainer 
Arnold bereits im August letzten Jah-
res gedroht – folgenlos, es wurde im 
Dezember letzten Jahres erneut ver-
längert. Auch Verteidigungsministe-
rin Ursula von der Leyen (CDU) war 
im Juli 2016 mit einem Ultimatum an 
die Türkei gescheitert. Im März 2017 
teilte die Regierung auf eine kleine 
Anfrage der Linkspartei mit, acht Al-
ternativstandorte außerhalb der Türkei 
zu suchen, allerdings ebenfalls ohne 
Resultat.

Gabriel sagte am Montag, er gehe 
davon aus, dass der Bundestag die Re-
gierung auffordern werde, einen ande-
ren Stationierungsort zu finden. Doch 
Erfahrung macht klug: »Es gibt noch 
keine Entscheidung, noch keinen kon-
kreten Plan«.  (jW/dpa/AFP)
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»Forschung wird 
immer weiter 
ausgelagert«
Hamburg will stärker mit Fraunhofer-
Gesellschaft zusammenarbeiten.  
Dabei ist die auch für das Militär tätig. 
Gespräch mit Martin Dolzer

Martin Dolzer ist wissen-
schaftspolitischer Spre-

cher der Fraktion Die Linke 
in der Hamburgischen 

Bürgerschaft

Tag der deutschen Flaute.
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